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Wichtige neue Entscheidung 

 
Beamtenrecht/Disziplinarrecht: Nachteilige disziplinarrechtliche Würdigung zulässigen Ver-
teidigungsverhaltens des Beamten 
 
§ 13 Abs. 1 Satz 3, § 14 Abs. 2, § 57 BDG  
(entspricht Art. 14 Abs. 1 Satz 2, Art. 15 Abs. 2, Art. 55 i.V.m. Art. 25 BayDG) 
 
Grundschullehrer 
Körperliche Nähe zu Schülerinnen 
Strafrechtlicher Freispruch 
Disziplinarer Überhang 
Verteidigungsverhalten 
Negieren oder Relativieren des Unrechtsgehalts 
 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 05.05.2015, Az. 2 B 32.14 
 
 
 
 
Leitsätze: 

1. Im Rahmen der Bemessung der Disziplinarmaßnahme kann unter dem Aspekt der 
Berücksichtigung des Persönlichkeitsbildes des Beamten (§ 13 Abs. 1 Satz 3 BDG; 
hier: § 11 Abs. 1 Satz 2 Halbs. 2 ThürDG) zu dessen Gunsten zu berücksichtigen 
sein, dass der Beamte die von ihm eingeräumten Taten nachträglich aufgearbeitet 
hat (z.B. indem er innere Einsicht zeigt oder sie wiedergutzumachen sucht) und ei-
ne erneute Begehung entsprechender Dienstvergehen nicht mehr zu besorgen ist. 
 



2. Nicht zulässig ist es dagegen, das Ausbleiben einer solchen inneren Einsicht und 
Aufarbeitung zu Lasten des Beamten zu würdigen. Zulässiges Prozessverhalten, 
wozu auch das Bestreiten der Tat und das Negieren oder Relativieren ihres Un-
rechtsgehalts gehört, darf grundsätzlich nicht zu Lasten des Beamten gewertet 
werden. 

 

 

Hinweis: 

Der Beklagte ist ein beamteter Grundschullehrer, der in der Schule wegen seines Verhal-

tens der körperlichen Nähe zu Schülerinnen im Sportunterricht auffällig wurde. In dem ge-

gen ihn geführten Strafverfahren wurde er freigesprochen, im Disziplinarverfahren wurde 

in den Vorinstanzen auf eine Entfernung aus dem Dienst erkannt. Bei der Pflichtwidrigkeit 

wurde darauf abgestellt, dass die nicht sexuell bestimmten Handlungen (u.a. Kinder im 

Unterricht auf den Schoß nehmen, bei Klassenfahrten Kinder zu sich ins Zimmer nehmen, 

sich mit Kindern bei sich zu Hause gemeinsam ins Bett legen und spontan mit Kindern 

einen Saunabesuch durchführen) ein sehr großes Unsicherheitsgefühl auslösen könnten, 

ob der Beklagte jederzeit die verlässliche Gewähr dafür biete, weitere Steigerungen unter 

keine Umständen aufkommen zu lassen. Bei der Maßnahmebemessung wurde zu Lasten 

des Beklagten berücksichtigt, dass ihm nach seinen Einlassungen weiterhin die Einsicht in 

die Pflichtwidrigkeit seines Tuns fehle. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat auf die Beschwerde des Beklagten im Hinblick auf eine 

Verletzung des Rechts auf Gewährung rechtlichen Gehörs gem. Art. 103 Abs. 1 GG, § 108 

Abs. 2 VwGO das obergerichtliche Urteil aufgehoben und den Rechtsstreit zurückverwie-

sen. Dabei hat es ausgeführt, dass eine Berücksichtigung des Verteidigungsverhaltens 

des Beklagten im Disziplinarverfahren zu seinem Nachteil nicht ohne Hinweis, die Entfer-

nung aus dem Beamtenverhältnis werde ausschlaggebend auch auf dessen Verteidi-

gungsverhalten im Disziplinarverfahren gestützt, erfolgen könne. Das Bundesverwaltungs-

gericht verdeutlicht, dass der Beklagte Gelegenheit erhalten muss, sich zu allen tatsächli-

chen und rechtlichen Gesichtspunkten zu äußern, die entscheidungserheblich sein kön-

nen. Obwohl damit keine umfassende Frage-, Aufklärungs- und Hinweispflicht des Ge-

richts korrespondiert, verlangt der Schutz vor einer Überraschungsentscheidung, dass das 

Gericht rechtzeitig mitteilt, dass es auf eine Rechtsauffassung abstellen will, mit der die 

Beteiligten angesichts des Standes von Rechtsprechung und Schrifttum nicht zu rechnen 



brauchten. Dabei kann zu Gunsten des Beamten berücksichtigt werden, wenn er die von 

ihm eingeräumten Taten nachträglich aufgearbeitet hat und eine erneute Begehung ent-

sprechender Dienstvergehen nicht mehr zu besorgen ist. Nicht zulässig ist es dagegen, 

das Ausbleiben solcher inneren Einsicht und Aufarbeitung der dem Beamten vorgeworfe-

nen Pflichtenverstöße zu seinen Lasten zu würdigen. Zulässiges Prozessverhalten, wozu 

auch das Bestreiten der Tat selbst und das Negieren oder Relativieren ihres Unrechtsge-

halts gehört, darf grundsätzlich nicht zu seinen Lasten gewertet werden. 

Die Entscheidung verdeutlicht zudem, dass trotz eines rechtskräftigen Freispruchs im 

Straf- oder Bußgeldverfahren bei Vorliegen eines sog. disziplinaren Überhangs noch eine 

Disziplinarmaßnahme ausgesprochen werden darf. 

 
 
Widmann 
Oberlandesanwältin 
 
 



 

 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 

  



 


